
DER MAGISTRAT DER STADT NIDDA 
 
 

 

ANMELDUNG 

 eines Hundes 

 

Antragstellende Person (Name, Vorname):  
 
Straße, Hausnummer:  
 
Stadtteil: 
 
 
 Aufnahme in den Haushalt/Zuzug am:    
 

Die Anmeldung erfolgt für den         . Hund (z.B. 1. oder 2. usw.) 

 
 

Hunderasse: 
  

Name des Hundes: 
 

Alter des Hundes:  
 (Angabe erforderlich, da Hund erst ab dem 4. Monat steuerpflichtig ist) 
 

 
Bemerkungen:  
(z.B. Steuerermäßigung gem. § 7. Wird nur auf Antrag gewährt!)  
 

 
 Ist der Hund aus einem Tierheim?  Ja    Nein 
 (Falls ja muß der Überlassungsvertrag in Kopie beigefügt werden – wegen Steuerbefreiung!!!) 

 
 
Ich versichere ausdrücklich, dass es sich bei dem vorgenannten Hund nicht um einen vermute-
ten gefährlichen Hund (Kampfhund) gemäß § 2 Abs. 1 der Gefahrenabwehrverordnung handelt. 
Von dem Ausschnitt Gefahrenabwehrverordnung, der umseitig abgedruckt ist, habe ich Kennt-
nis genommen.  

 
 
NIDDA, den........................           ..................................................... 
                         (Unterschrift der antragstellenden Person) 
 
 
 
 
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -  
 
 

Bearbeitungsvermerk der Stadtverwaltung 
 
Kassenzeichen (FAD): 
 
Hundemarken-Nummer: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Gefahrenabwehrverordnung 

über das Halten und Führen von Hunden 

(HundeVO) 
Vom 22. Januar 2003 

Aufgrund des § 89 Abs. 1 des Hessischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung in der Fassung 

vom 31. März 1994 (GVBl. I S. 174, 284), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. November 2002 (GVBl. I S. 

704), sowie aufgrund des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung vom 19. 

Februar 1987 (BGBl. I S. 603), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. August 2002 (BGBl. I S. 3387, 3516), 

verordnet die Landesregierung, 

aufgrund des § 71a Abs. 1, des § 72 Abs. 1 und des § 100 Abs. 3 des Hessischen Gesetzes über die 

öffentliche Sicherheit und Ordnung verordnet der Minister des Innern und für Sport für das Land Hessen: 

 

§ 1 
Halten und Führen von Hunden 

(1) Hunde sind so zu halten und zu führen, dass von ihnen keine Gefahr für Leben oder Gesundheit von 

Menschen oder Tieren ausgeht. Sie dürfen außerhalb des eingefriedeten Besitztums der Halterin oder des 

Halters nicht unbeaufsichtigt laufen gelassen werden. 

(2) Wer außerhalb des eingefriedeten Besitztums der Halterin oder des Halters einen Hund führt oder laufen 

lässt, hat diesem ein Halsband anzulegen, auf dem oder an dem Name und Anschrift der Halterin oder des 

Halters anzugeben sind; besteht ein Telefonanschluss ist auch die Telefonnummer anzugeben. 

(3) Gefährliche Hunde darf nur halten, wem eine Erlaubnis durch die zuständige Behörde erteilt worden ist. 

(4) Die zuständige Behörde kann jedermann das Halten und Führen eines bestimmten Hundes dauerhaft 

untersagen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass davon eine Gefahr für Leben oder Gesundheit 

von Menschen oder Tieren ausgeht. 

 

§ 2 
Gefährliche Hunde 

(1) Gefährlich sind Hunde, die durch Zucht, Haltung, Ausbildung oder Abrichtung eine über das natürliche Maß 

hinausgehende Kampfbereitschaft, Angriffslust, Schärfe oder eine andere in ihren Wirkungen vergleichbare, 

mensch- oder tiergefährdende Eigenschaft besitzen. Für folgende Rassen und Gruppen von Hunden sowie 

deren Kreuzungen untereinander oder mit anderen Hunden wird eine Gefährlichkeit vermutet: 

1. Pitbull-Terrier oder American Pitbull Terrier, 

2. American Staffordshire-Terrier oder Staffordshire Terrier, 

3. Staffordshire-Bullterrier, 

4. Bullterrier, 

5. American Bulldog, 

6. Dogo Argentino, 

7. Kangal (Karabash), 

8. Kaukasischer Owtscharka, 

9. Rottweiler. 

 

2) Gefährlich sind auch die Hunde, die 

1. einen Menschen gebissen oder in Gefahr drohender Weise angesprungen haben, sofern dies nicht 

aus begründetem Anlass geschah, 

 

2. ein anderes Tier durch Biss geschädigt haben, ohne selbst angegriffen worden zu sein, oder die 

einen anderen Hund trotz dessen erkennbarer artüblicher Unterwerfungsgestik gebissen haben, 

 

3. durch ihr Verhalten gezeigt haben, dass sie unkontrolliert andere Tiere hetzen oder reißen oder 

 

4. aufgrund ihres Verhaltens die Annahme rechtfertigen, dass sie Menschen oder Tiere ohne 
begründeten Anlass beißen. 

 

 

§ 3 
Erteilung und Widerruf der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis zum Halten eines gefährlichen Hundes darf nur erteilt werden, wenn die Halterin oder der 

Halter 

1. das 18. Lebensjahr vollendet hat, 

 

2. zuverlässig ist, 

 

3. sachkundig ist, 

 

4. eine positive Wesensprüfung für den Hund nachweist, deren Durchführung zum Zeitpunkt der 

Vorlage bei der zuständigen Behörde nicht länger als sechs Monate zurückliegt, 

 

5. nachweist, dass der Hund artgerecht gehalten wird und die erforderlichen Maßnahmen getroffen 

worden sind, damit von ihm keine Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum oder Besitz ausgehen, 

 
6. nachweist, dass der Hund mit einem Chip nach § 12 gekennzeichnet ist, 

 

7. nachweist, dass für den Hund nach Maßgabe einer gesetzlichen Regelung eine 

Haftpflichtversicherung abgeschlossen worden ist, 

 

8. nachweist, dass die bereits fällig gewordene Hundesteuer entrichtet worden ist. 

 

Wird der Hund von einer juristischen Person gehalten, müssen die Voraussetzungen des Satz 1 Nr. 1 bis 3 bei 

einer von dieser mit der Verantwortung für den Hund beauftragten natürlichen Person vorliegen. Die Erlaubnis 

zum Halten eines gefährlichen Hundes ist befristet, höchstens für einen Zeitraum von vier Jahren zu erteilen. 

Sind für einen Hund ohne zeitliche Unterbrechung mehrere befristete Erlaubnisse erteilt worden und 

erstrecken sich diese auf einen Zeitraum von mehr als sieben Jahren oder ist ein Hund älter als zehn Jahre, 

kann eine unbefristete Erlaubnis erteilt werden. 

(2) Erlangt die Behörde Kenntnis über einen gefährlichen Hund, erteilt sie auf Antrag eine vorläufige Erlaubnis 

zum Halten des Hundes, sofern die Voraussetzungen des Abs. 1 Nr. 1, 5, 7 und 8 erfüllt sind und keine 

Anhaltspunkte für die Unzuverlässigkeit der Halterin oder des Halters bestehen. Die befristete Erlaubnis nach 

Abs. 1 kann erteilt werden, wenn die Halterin oder der Halter innerhalb der von der zuständigen Behörde 

gesetzten Frist nachweist, dass alle Voraussetzungen des Abs. 1 vorliegen. 

(3) Die Erlaubnis kann in den Fällen des § 2 Abs. 2 oder wenn eine der Voraussetzungen für ihre Erteilung 

weggefallen ist, widerrufen werden. 

§ 13 
Vermehrung, Abgabeverbote für 

gefährliche Hunde 

Vermehrung, Handel, Erwerb sowie die Abgabe von gefährlichen Hunden sind verboten, wenn die erforderliche 

Wesensprüfung nicht positiv ausgefallen ist. Dies gilt nicht für die Abgabe an und die Annahme eines 

gefährlichen Hundes durch Tierheime in gemeinnütziger oder öffentlicher Trägerschaft. 

http://www.rv.hessenrecht.hessen.de/jportal/portal/t/ymj/page/page/bshesprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HuVHEpP12&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.rv.hessenrecht.hessen.de/jportal/portal/t/ymj/page/page/bshesprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-HuVHEV2P2&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint

